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EINLEITUNG  

Am 14. November 2025 verabschiedeten die Schweiz, Liechtenstein1 und 

die USA eine «Gemeinsame Erklärung über einen Rahmen für ein Abkom-

men zwischen den Vereinigten Staaten, der Schweiz und Liechtenstein 

über fairen, ausgewogenen und gegenseitigen Handel».2 Doch anders als 

die wohlklingenden Adjektive suggerieren, markiert das Dokument kei-

nen gemeinsamen Fortschritt in den Beziehungen zwischen befreundeten 

Staaten. Vielmehr steht es für den vorläufigen Höhepunkt eines Macht-

spiels des US-Präsidenten, der mit Drohungen und erratischen Strafzöllen 

versucht, die internationale Wirtschaftsordnung im Sinne US-amerikani-

scher – und persönlicher – Interessen umzubauen. 

Seinen Anfang nahm das Drama am 2. April 2025 mit willkürlich berech-

neten und illegal per Präsidialdekret festgelegten Strafzöllen gegen sämt-

liche Handelspartner der USA. Importe aus der Schweiz wurden dadurch 

mit Zöllen von mindestens 31 % belegt, im August wurden sie gar auf 39 % 

angehoben. Für die Schweiz und ihre Exportwirtschaft waren diese Zölle 

ein Schlag in die Magengrube – gerade auch, weil sie höher ausfielen als 

für andere Staaten. Die Teile-und-herrsche-Taktik von Donald Trump ging 

auf. Anstatt sich mit anderen betroffenen Staaten zusammenzutun, um der 

Erpressung aus dem Weissen Haus gemeinsam zu entgegnen und gegen 

die illegalen Zölle rechtliche Schritte oder ein Schiedsgerichtsverfahren 

vor der Welthandelsorganisation einzuleiten, entschied sich der Bundes-

rat, klein beizugeben und den US-Präsidenten zu besänftigen. 

Doch mit der üblichen aussenwirtschaftlichen Diplomatie und dem Ver-

such der Überzeugung mit guten Argumenten kam der Bundesrat nicht 

gegen den selbstproklamierten Dealmaker an. Trotz öffentlicher Demüti-

gung sah der Bundesrat eine Einigung als so alternativlos an, dass er 

schlussendlich seine selbstgesetzten Grundsätze der Aussenwirtschafts-

politik opferte und einer informellen Runde aus Konzernlenkern und Mil-

liardären die informelle Verhandlungsführung überliess. Diese hatten 

schon länger für einen Deal unter fast beliebigen Bedingungen getrommelt 

und nahmen diese Rolle dankend an. Sie reisten im November mit Gold-

geschenken im Handgepäck nach Washington, um doch noch eine Sen-

kung der Zölle zu erreichen – im Gegenzug zu Investitionsversprechen 

und vielen anderen Zugeständnissen. Weil diese Verhandlungstaktik mög-

licherweise in Konflikt mit Schweizer Recht steht, sind aufgrund mut-

masslicher Bestechung eines fremden Amtsträgers unterdessen mehrere 

Strafanzeigen eingegangen.3 Dem Bundesrat blieb danach einzig der for-

male Abschluss der demütigenden gemeinsamen Erklärung. 

«Rolex came to see me, they all came to see me. 

But I realized, and I reduced it because I don't 

want to hurt people.» 
 US-Präsident Donald Trump im Januar 2026 am WEF in Davos 4 
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Was der Bundesrat zähneknirschend als diplomatischen Erfolg präsen-

tierte, ist in Wirklichkeit ein Eckpunktepapier, das das genaue Gegenteil 

eines «fairen, ausgeglichenen und gegenseitigen» Handelsabkommens 

festschreibt. Es drohen einseitige Zugeständnisse der Schweiz sowie die 

Aushöhlung sozialer und ökologischer Standards sowie demokratischer 

Verfahren. Damit widerspricht es fundamental den Prinzipien eines fairen, 

regelbasierten multilateralen Handelssystems, zu dem sich die Schweiz of-

fiziell bekennt.  

Obwohl die Erklärung formal nicht rechtsverbindlich ist, hat die Schweiz 

erste Zollsenkungen bereits rückwirkend umgesetzt. Damit ist die gemein-

same Erklärung längst mehr als Symbolpolitik. Und der Bundesrat verhan-

delt weiter, stets unter dem Damoklesschwert neuer Erpressungszölle – 

und trotz des mittlerweile ergangenen Urteils des US-amerikanischen 

Supreme Courts, wonach die ursprünglichen Zölle illegal waren. 

Diese Analyse nimmt die gemeinsame Erklärung kritisch in den Blick. Sie 

zeigt, wie der Deal zustande kam, prüft die wichtigsten Inhalte und legt die 

Risiken offen, die sich daraus für Demokratie, Nachhaltigkeit und die 

Grundsätze der Schweizer Aussenpolitik ergeben. Abschliessend disku-

tiert sie, warum gerade die Schweiz es sich leisten kann und muss, Trump 

einen Korb zu geben. 

DER BUNDESRAT VERLETZT DIE EIGENE N GRUNDSÄTZE  

Bereits in den Verhandlungen für einen Handels-Deal mit den USA ist der 

Bundesrat weit von den Grundsätzen abgerückt, die er in seiner Strategie 

zur Aussenwirtschaftspolitik festhält.5 Diese legt fest, wie wirtschaftliche 

Interessen im Einklang mit der Nachhaltigen Entwicklung gewahrt wer-

den können. So sollen in allen Handelsabkommen Verpflichtungen aller 

Vertragsparteien zu Umweltschutz, Arbeitsrechten und menschenrechtli-

chen Aspekten enthalten sein. Der Deal verzichtet nicht nur auf ökologi-

sche und soziale Verpflichtungen, sondern droht gar bestehende 

Standards zu untergraben. 

Der Bundesrat möchte gemäss seiner Strategie «den Multilateralismus ak-

tiv mitgestalten». Stattdessen gewährt er den USA eine beispiellose Vor-

zugsbehandlung, die auf verschiedene Weisen mit den Prinzipien des 

Multilateralismus und den Regeln der Welthandelsorganisation WTO 

bricht.6  

Auch den Grundsatz «Transparenz und Partizipation stärken» scheint der 

Bundesrat aufgegeben zu haben. So soll er Luxusgeschenke von Konzern-

chefs an den US-Präsidenten gutgeheissen und diese sogar an den Ver-

handlungstisch gebracht haben. 7, 8  Entscheidende Fragen zur Rolle dieser 

Unternehmen in den Verhandlungen liess er unbeantwortet. Auf ihre ei-

gene Art haben auch die Pharmakonzerne mitgemischt. Nach Recherchen 

des «Tages-Anzeiger» sollen sie in einem Geheimvertrag mit dem Weissen 
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Haus vereinbart haben, dass die US-Regierung in den Verhandlungen mit 

der Schweiz auf eine Erhöhung der Medikamentenpreise einwirken soll – 

als Ausgleich für die Absenkung von Preisen in den USA.9 

Deutlicher als kaum zuvor wird hier das Fehlen eines Schweizer Aussen-

wirtschaftsgesetzes: Die Prinzipien der Bundesratsstrategie entpuppen 

sich als Schönwetter-Absichten und versagten in dieser Krisensituation 

als Kompass. In Ermangelung eines klaren gesetzlichen Rahmens und un-

ter beispiellosem Druck des einstigen Verbündeten eierte der Bundesrat 

so lange in einer strategischen und juristischen Grauzone herum, bis ihm 

selbst die Übertragung der informellen Verhandlungsführung an Kon-

zerne legitim erschien. 

INVESTITIONSVERSPRECHEN ALS HANDGELD  

Der Preis des Deals ist gleich im ersten Abschnitt der gemeinsamen Erklä-

rung festgehalten: Die Schweiz soll ihre Unternehmen dazu bringen, bin-

nen fünf Jahren mindestens 200 Milliarden US-Dollar in den USA zu 

investieren. Allerdings kann sich die Schweiz noch nicht einmal sicher 

sein, ob sie Präsident Trump damit wirklich besänftigt; die US-Regierung 

soll nach eigenem Ermessen beurteilen, ob sie mit den Investitionen zu-

frieden ist – oder weitere Strafzölle erlässt. 

 
Absatz 1a der gemeinsamen Erklärung USA -Schweiz: Die Schweiz beabsichtigt, in den nächsten fünf Jahren In-

vestitionen in Höhe von mindestens 200 Milliarden US -Dollar in allen 50 Bundesstaaten der Vereinigten Staaten 

zu fördern und zu erleichtern […] Die Ver einigten Staaten beabsichtigen, bei der Anwendung von Gegenzöllen zu 

prüfen, ob die Schweiz und Liechtenstein geeignete Ma ss nahmen ergriffen haben . 

 

Schweizer Unternehmen haben bereits heute rund 350 Milliarden US-

Dollar in den USA investiert.10 Damit sichern sie durch reale Wertschöp-

fung in Produktion, Forschung und Entwicklung rund 400'000 Arbeits-

plätze in den Staaten. Demgegenüber stehen nur etwa 240 Milliarden 
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US-Dollar, die US-Unternehmen in der Schweiz investieren – oder besser 

gesagt: parkieren. Viele Gelder dümpeln auf dem Schattenfinanzplatz 

Schweiz in steueroptimierten Finanz- und Holdingstrukturen und haben 

nur geringen Beschäftigungseffekt. 11  Um das Versprechen zu erfüllen, 

werden Unternehmen zudem weiteres Kapital in den USA anlegen müs-

sen, welches sonst in der Schweiz oder in anderen Ländern investiert wer-

den könnte.12 

Nachhaltigkeitskriterien sieht die gemeinsame Erklärung für die Investiti-

onen keine vor. Stattdessen offenbaren erste Zusagen, dass diese auch in 

schädliche Geschäfte fliessen werden. So planen sowohl der Rohstoffkon-

zern Mercuria als auch der Grossinvestor Partners Group den weiteren 

Ausbau ihrer fossilen Infrastruktur in den Staaten.13 Das volle Ausmass 

der sozialen und ökologischen Kosten, die durch diese Investitionen auf 

die Allgemeinheit abgewälzt werden, dürfte erst in einigen Jahren bekannt 

werden. 

15:0 IM GÜTERHANDEL  

Der Deal ist auch beim Güterhandel alles andere als reziprok: Während die 

Schweiz sich einseitig bindet, alle Zölle für Industrie- und Meeresgüter so-

wie weitere im Agrarbereich dauerhaft bei null einzufrieren, nehmen sich 

die USA das Recht raus, generell mindestens 15 % Zoll zu verlangen. Eine 

derart einseitige Konstellation lässt sich kaum mit den Regeln der WTO 

vereinbaren.14 

 
Absatz 2b -c: Die Schweiz und Liechtenstein beabsichtigen, Nullzölle auf alle US -Industriegüter, US -Meeres er-

zeugnisse  sowie bestimmte US -Agrargüter anzuwenden […]. Die Vereinigten Staaten beabsichtigen, den jeweils 

höheren Satz aus dem US -Meistbegünstigungszoll (MFN) oder einem Zollsatz von 15 Prozent anzuwenden […].  

 

Die Schweizer Marktöffnungen für Lebensmittel betreffen neben dem 

vieldiskutierten Rind,- Bison- und Geflügelfleisch (bei dem noch Kontin-

gente greifen), viele weitere Produkte, die der Bundesrat kurzum als agrar-

politisch «nicht-sensitiv» bezeichnet. Hier wird eine verengte Perspektive 

deutlich: Zwar führen diese Zollsenkungen nicht zu einer Konkurrenz für 
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Schweizer Landwirt*innen – sehr wohl jedoch für Produzent*innen in an-

deren Ländern, deren Exporte in die Schweiz durch US-Waren mehr Kon-

kurrenz bekommen können. Weil der Bundesrat im Krisenmodus keine 

vorgängige Folgeabschätzung durchgeführt hat, ist nicht bekannt, ob es 

dadurch zu substanziellen Handelsverschiebungen und unbeabsichtigten 

Folgen kommt. Klar ist allerdings, dass ein bilateraler Deal immer auch die 

Handelsbeziehungen mit anderen Ländern betrifft.  

US -STANDARDS STATT VORSORGEPRINZIP  

Damit umstrittene US-Produkte auch effektiv auf dem Schweizer Markt 

landen, belässt es die gemeinsame Erklärung nicht beim Zollabbau, son-

dern sie greift auch die Möglichkeit der Schweiz an, eigenständig Produkt-

standards zu setzen. Bei allen genannten Beispielen geht es dabei nur um 

Anpassungen in der Schweiz, nicht in den USA. So soll die Eidgenossen-

schaft Standards lockern, um den Verkauf von Fleisch und Geflügel aus 

den USA zu erleichtern– konkret geht es um Produkte aus Massentierhal-

tung, bei der in den USA problematische Praktiken wie der Einsatz von 

Wachstumshormonen oder die Behandlung von Pouletfleisch mit Chlor 

oder Wasserstoffperoxid erlaubt sind. 

 
Absatz 3b –d: Die Schweiz beabsichtigt, mit den Vereinigten Staaten zusammenzuarbeiten, um die Anerkennung 

der US -amerikanischen Sicherheitsstandards für Motorfahrzeuge zu erleichtern. […] Die Schweiz beabsichtigt, die 

Akzeptanz von  Medizinprodukten zu erleichtern, die von der US -amerikanischen Food and Drug Administration 

zugelassen oder freigegeben wurden. […] Die Schweiz beabsichtigt, gemeinsam mit den Vereinigten Staaten spe-

zifische Massnahmen anzugehen, die den Marktzugang für G eflügel und Geflügelprodu kte aus den USA be-

schränken […] und sanitäre Anforderungen zu vereinfachen […].  
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Ferner verpflichtet sich die Schweiz, auf die Anerkennung der US-Stan-

dards für die Zulassung von Fahrzeugen im Strassenverkehr hinzuarbei-

ten. Diese sind beim Schutz anderer Verkehrsteilnehmender wie 

Fussgänger*innen und Velofahrer*innen deutlich schwächer. Das schlägt 

sich auch in den Unfallstatistiken nieder: Während in der Schweiz seit dem 

Jahr 2000 die Anzahl tödlicher Unfälle um mehr als 60 % abgenommen 

hat, ist sie in den USA um über 55 % angestiegen.15 Auch in Bezug auf die 

zulässigen Dimensionen und Emissionen von Fahrzeugen sind die Anfor-

derungen in den USA schwächer. Und schliesslich sollen künftig auch Me-

dizinprodukte, die US-Standards erfüllen, leichter auf den Schweizer 

Markt kommen. 

Problematisch sind diese einseitigen Standardübernahmen auch aufgrund 

der strukturellen Differenzen bei der Beurteilung von Risiken. Während 

in der Schweiz – wie auch in anderen europäischen Staaten – das Vorsor-

geprinzip zentral ist, das darauf ausgerichtet ist, potenzielle Risiken früh-

zeitig zu erkennen und zu minimieren, orientieren sich die USA primär am 

Nachsorge bzw. Risikobewertungsprinzip, bei dem erst bei nachgewiese-

nen Gefahren regulatorisch eingegriffen wird-.16 Eine automatische Über-

nahme von USStandards- würde das Schweizer Schutzniveau somit 

systematisch unterlaufen. 

 
Absatz 3i: Die Teilnehmer beabsichtigen, Verpflichtungen zu gute n Regulierungsmethoden auszuhandeln […].  

 

Ein weiteres Risiko birgt das Versprechen zu einer verstärkten regulatori-

schen Kooperation. Was durch die Schlagworte «Transparenz, Vorherseh-

barkeit, Partizipation» zunächst positiv tönt, könnte sich in konkreten 

Verhandlungen als trojanisches Pferd für demokratisch legitimierte Regu-

lierung entpuppen. Und zwar dann, wenn die Schweiz der US-Regierung 

gegenüber anderen Akteuren privilegierte Zugangs- und Partizipations-

rechte einräumt. Bekannt sind solche Verstösse aus den am Ende geschei-

terten Verhandlungen zwischen den USA und der EU zum 

Freihandelsabkommen TTIP sowie aus anderen nordamerikanischen Han-

delsabkommen.17 
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NACHHALTIGKEIT ÜBER BORD GEWORFEN  

Andere Standards hingegen, die darauf zielen, Lieferketten, Handel und 

Konsum nachhaltiger zu gestalten, spielen in der gemeinsamen Erklärung 

eine marginale Rolle.  

 
Absatz 3g –h: Die Teilnehmer beabsichtigen, zur Bekämpfung von Zwangsarbeit, […] und schlimmster Formen 

von Kinderarbeit in Lieferketten  zusammenzuarbeiten. Die Schweiz und Liechtenstein beabsichtigen , internatio-

nal anerkannte Arbeitsrechte weiterhin zu schützen […]. Die Schweiz und Liechtenstein beabsichtigen , hohe Um-

weltstandards weiterhin anzuwenden und durchzusetzen […] und mit den Vereinigten Staaten bei 

handelsbezogenen Umweltmassnahmen zusammenzuarbeiten […].  

 

Bei Zwangs- und Kinderarbeit soll die Zusammenarbeit zwar intensiviert 

werden. Doch in allen anderen Bereichen, insbesondere bezüglich inter-

national anerkannter Arbeitsrechte und Umweltschutz gelten die Anfor-

derungen ausschliesslich für die Schweiz. Die US-Seite bringt damit ihre 

Ablehnung gegenüber bindenden Nachhaltigkeitsverpflichtungen un-

missverständlich zum Ausdruck.  

Doch sie geht sogar noch weiter: Mit der Pflicht zur Zusammenarbeit 

möchte sie der Schweiz auch in Umweltregulierungen hereinreden. Auf 

welche Art handelsbezogener Nachhaltigkeitsmassnahmen die Trump-

Administration hier zielt, wird deutlich, wenn man in die Eckpunkte des 

parallelen Deals zwischen den USA und der EU schaut. 18 In diesem er-

zwangen die USA Zusagen für Abschwächungen und Ausnahmen für US-

Unternehmen in bereits beschlossenen Gesetzen des Green Deals der EU, 

namentlich bei der Verordnung über entwaldungsfreie Produkte (EUDR), 

dem CO₂-Grenzausgleich (CBAM) und der Richtlinie über unternehmeri-

sche Sorgfaltspflichten im Bereich Nachhaltigkeit (CSDDD). 

In der Schweiz sind analoge Massnahmen in Form parlamentarischer Vor-

stösse und Volksinitiativen pendent (darunter z. B. die zweite Konzern-

verantwortungsinitiative, KVI). Bei diesen und weiteren legitimen 

Initiativen muss die Schweiz mit ähnlichen Angriffen der Trump-Admi-

nistration rechnen – durch die Zugeständnisse in der Erklärung hat sie ihre 

Position bereits geschwächt. 
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DIENSTLEISTUNGEN UND DATEN: FREIFAHRT FÜR  

US -TECH -KONZERNE  

Während die Trump-Administration im Güterhandel auf einen Abbau des 

Schweizer Handelsbilanzüberschusses drängt, soll der deutliche Über-

schuss der USA im Dienstleistungshandel weiter abgesichert werden. 

 
Absatz 3f : […] Die Schweiz und Liechtenstein beabsichtigen, Möglichkeiten zu prüfen, Dienstleistern einen zusätz-

lichen Marktzugang zu gewähren . 

 

Die Erklärung fordert nur von der Schweiz, einen verbesserten Marktzu-

gang für Dienstleister zu prüfen. Dabei importiert die Schweiz bereits 

heute rund 16 Milliarden Franken mehr digitale Dienstleistungen – vor al-

lem Lizenzen für Software, Clouddienste und vermehrt KI-basierte Ange-

bote.  

 
Absatz 4a : […] Die Schweiz und Liechtenstein beabsichtigen, weiterhin auf die Erhebung von Digitalsteuern zu 

verzichten . 

 

Mit der Zusicherung der Schweiz, keine Digitalsteuern zu erheben, dürfte 

sich diese Abhängigkeit weiter verstärken,.19 Damit klemmt der Bundesrat 

nicht nur eine steuerpolitische Debatte ab, sondern nimmt der Schweiz ein 

künftig noch wichtigeres Instrument, um digitale Dienste im öffentlichen 

Interesse zu regulieren, Gewinne gerechter zu verteilen und negative Fol-

gen der digitalen Transformation abzufedern.  

 
Absatz 4b: Die Teilnehmer beabsichtigen, vertrauenswürdige grenzüberschreitende Datenflüsse zu erleichtern 

und Vorgaben zur Datenlokalisierung anzugehen […].  

 

Auch andere Massnahmen zur Stärkung der digitalen Souveränität sind 

durch die Erklärung bedroht – etwa Vorgaben, wonach besonders sensible 

Daten nur in der Schweiz oder zumindest in Europa gespeichert werden 

müssen. «Legitime öffentliche politische Ziele» sollen dabei berücksichtigt 

werden – doch was als legitim gilt, bleibt eine Frage der Auslegung. Die 



DER ERPRESSTE ZOLL -DEAL            Public Eye Ana lyse     10 
 
 

 

 

US-Administration ermöglicht schon heute ihren Behörden Zugang zu im 

Ausland gespeicherten Daten ohne Einhaltung der Regeln internationaler 

Rechtshilfe, weshalb u.a. die Konferenz der Schweizerischen Daten-

schutzbeauftragten bereits vor der Nutzung von US-Cloud-Diensten 

warnt.20  

 
Absatz 3c: Die Teilnehmer beabsichtigen, Mechanismen zu prüfen, welche die Interoperabilität ihrer jeweiligen 

Datenschutzrahmen fördern […].  

 

Bei der in Aussicht gestellten Prüfung der Interoperabilität der Daten-

schutzregime fehlt ein Verweis auf legitime Schutzinteressen hingegen 

gänzlich. Statt der Stärkung des Datenschutzes ist hier die Erleichterung 

des sicheren grenzüberschreitenden Datenflusses das erklärte Ziel. Der Be-

griff «sicher» bezieht sich im US-Datenkontext primär auf technische Si-

cherheit – etwa geschützte Übertragung – und nicht auf Datenschutz im 

umfassenden Sinne. Die gezielte Schwächung zentraler Kontrollinstanzen 

wie des Privacy and Civil Liberties Oversight Board durch die Trump-Ad-

ministration stellt auch die Verlässlichkeit des bestehenden Swiss-US 

Data Privacy Framework infrage. Zusammen mit jüngsten Vorstössen wie 

den erweiterten Offenlegungspflichten privater oder geschäftlicher Daten 

bei der Einreise unterstreicht dies, dass sich die USA unter Trump weiter 

in Richtung eines Überwachungsstaates bewegen. 

GEOPOLITISCHE ANBINDUNG AN DIE USA  

Zum Schluss der gemeinsamen Erklärung verspricht die Schweiz, ihre 

Aussenpolitik in verschiedenen Bereichen an den Interessen der USA aus-

zurichten. 

 
Absatz 4d: Die Teilnehmer beabsichtigen, […] die multilaterale Verabschiedung eines dauerhaften Moratoriums 

für Zölle auf elektronische Übertragungen im Rahmen der WTO zu unterstützen.  

 

Die Schweiz sichert den USA zu, in der WTO weiterhin ein dauerhaftes 

Zollmoratorium auf elektronische Übertragungen zu unterstützen. Es ist 

eine Kernforderung der USA, dass Länder keine Zölle auf Einnahmen bei-

spielsweise aus Online-Streaming oder dem Handel mit 3D-Druck-Plänen 

erheben dürfen.21 Ländern mit tieferen Einkommen entgehen durch ein 

bereits aktives temporäres Moratorium Milliardeneinnahmen: allein 



DER ERPRESSTE ZOLL -DEAL            Public Eye Ana lyse     11 
 
 

 

 

zwischen 2017-2020 waren es rund 56 Milliarden US-Dollar.22 Daher for-

dern Länder wie Indien oder Südafrika seit Jahren, Zölle auf Datenflüsse 

erheben zu können.23  

 
Absatz 5d: Die Schweiz und Liechtenstein beabsichtigen, mit den Vereinigten Staaten zusammenzuarbeiten, um 

die Lieferketten zu sichern und ihre Widerstandsfähigkeit in Sektoren von gemeinsamem Interesse zu verbessern.  

 

Auch in der strategischen Absicherung der Lieferketten für die USA soll 

die Schweiz kooperieren. Bereits während der Verhandlungen über einen 

Deal sind allen voran Rohstoffhändler aktiv geworden. So waren Trafigura 

und Vitol nach dem völkerrechtswidrigen Angriff auf Venezuela an vor-

derster Stelle aktiv, um die Erdölreserven aus dem Land zu schaffen.24 Mit 

Glencore und Mercuria haben in den letzten Monaten zwei weitere Kon-

zerne ihre Zusammenarbeit mit den USA für die Absicherung von kriti-

schen Mineralien wie Kupfer und Kobalt erhöht.25, 26  

 
Absatz 5b: […] Die Teilnehmer beabsichtigen, die bestehende Zusammenarbeit im Bereich der US -Exportkontrol-

len und -Sanktionen zu verstärken.  

 

Schliesslich soll die Schweiz die Zusammenarbeit bei Exportkontrollen 

und der Übernahme von US-Sanktionen verstärken. Die genauen Folgen 

dieser Forderung sind noch schwer abzuschätzen. Die Trump-Regierung 

hat letztes Jahr bereits Sanktionen gegen den Chefankläger des Internati-

onalen Strafgerichtshofs oder die Geschäftsleiterinnen einer deutschen 

NGO ergriffen, die sich gegen Hassrede im Internet ausspricht.27,28 Sie ist 

also durchaus bereit, Sanktionen als Mittel gegen Rechtsstaatlichkeit und 

zivilgesellschaftliche Organisationen einzusetzen.  

AUS BLICK  

Die gemeinsame Erklärung ist Resultat des Versuchs der US-Administra-

tion, Drohungen und wirtschaftlichen Zwang als Instrumente internatio-

naler Politik salonfähig zu machen. Nicht durch konstruktive 

Partnerschaft, sondern mittels Strafzöllen sollen Staaten zum Einlenken 

gezwungen werden. Jeder Fall der widerstandslosen Unterordnung nor-

malisiert die neue Machtpolitik des Weissen Hauses und verstärkt die 

Kraft dieser Attacke.  
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Ein verbessertes Abkommen mit der aktuellen US-Administration ist 

auch für die Schweiz unrealistisch. Die Erklärung zeigt unmissverständ-

lich, dass Washington nicht bereit ist, faire, nachhaltige oder verlässliche 

Rahmenbedingungen zu akzeptieren. Ein Deal, der auf Erpressung basiert, 

lässt sich nicht «nachverhandeln». Erst 31 %, dann 39 %, dann 10 %, dann 

wieder 15 % – auf Trumps Zusagen ist weder ohne noch mit Abkommen 

Verlass. Die Schweiz hat weder wirtschaftlich noch politisch Anlass, ein 

Abkommen zu akzeptieren, das ihre Souveränität schwächt, ihre Wirt-

schaftsstruktur langfristig destabilisiert und zugleich die imperiale wirt-

schaftspolitische Agenda der Administration Trump stärkt. 

Wie die Schweiz weiter mit dem Trumpschen Abkommen umgeht, hat 

eine globale Signalwirkung. Wenn selbst wohlhabende und unabhängige 

Staaten seinem Druck nachgeben, bestärkt dies Trump in seinem Vorge-

hen, den internationalen Beziehungen das «Recht des Stärkeren» aufzu-

zwingen. Dank ihrer finanziellen Möglichkeiten, ihrer relativen 

Unabhängigkeit und ihrer Rolle in multilateralen Institutionen ist die 

Schweiz besser positioniert als die meisten Länder, dem Druck standzu-

halten und – gemeinsam mit anderen – die regelbasierte Ordnung zu ver-

teidigen und gegen die Verletzung geltender Regeln vorzugehen. 

Ein solcher Weg wäre nicht nur eine Absage an einen toxischen Deal, son-

dern eine realistische Alternative und ein Bekenntnis zur eigenen Hand-

lungsfähigkeit: Die Schweiz kann es sich leisten, Trump einen Korb zu 

geben – und sie steht in der Verantwortung, eine bessere, zukunftsfähige 

Alternative aktiv aufzubauen.  
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DIE FORDERUNGEN  VON PUBLIC EYE  

GERECHTER MULTILATERALISMUS STATT MACHTPOLITIK : Der 

Bundesrat sollte den toxischen Deal der Trump-Administration zurück-

weisen und stattdessen gemeinsam mit anderen Staaten die regelbasierte 

Ordnung verteidigen. 

VERHANDLUNGSPROZESS : Das Parlament muss die Prozesse und Prin-

zipien der Aussenwirtschaft in einem Gesetz festlegen, damit Transparenz 

und die Einbindung breiter Interessen in der Aussenwirtschaftspolitik ge-

währleistet sind. Dabei müssen politische Ziele über den Partikularinte-

ressen der Wirtschaft stehen. 

INVESTITIONEN : Die Schweiz soll in ihrer Handelspolitik von schädli-

chen Investitionsversprechen ohne Beitrag an die nachhaltige Entwick-

lung absehen. 

STANDARDS : Internationale Kooperation und Dialog zur Regulierung 

dürfen nicht zu einer Einschränkung der regulatorischen Souveränität der 

Schweiz in Bezug auf Standards und andere Lenkungsmassnahmen 

führen. 

NACHHALTIGKEIT : Die Schweiz darf in Klima-, Umwelt- und Men-

schenrechtsschutz keine Rückschritte hinnehmen. Sie muss deutlich ma-

chen, dass Nachhaltigkeit eine Grundbedingung für eine zukunftsfähige 

wirtschaftliche Entwicklung und eine vertiefte internationale wirtschaft-

liche Zusammenarbeit ist. 

DIGITALPOL ITIK :  Die Schweiz sollte ihr volles Recht auf Regulierung 

im Bereich digitale Souveränität und Digitalsteuern schützen. Sie sollte auf 

die Stärkung und effektive Durchsetzung des Grundrechts auf Daten-

schutz pochen – und keinesfalls dessen schrittweise Aushöhlung zulassen. 
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